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Der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 19* Februar I960 unter 
Mitwirkung des Senatspräsidenten Dr, Fischer und der 
Bundesrichter Dr. Kuhn, Dr. Nörr, Dr. Schulze und Fleck

für Hecht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 
4. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Nürnberg vom .20. Oktober 1965 wird auf 
Kosten der Beklagten zurückgewiesen.

Von Hechts wegen 

Tatbestand:

Der Kläger war mit seinem Kraftrad bei der Beklag­
ten gegen Haftpflicht versichert. Am 8. Januar 1962 ge­
gen 0.45 Uhr fuhr er mit dem Kraftrad nach dem Besuch 
einer Gastwirtschaft, wo er nach seiner Darstellung vier 
halbe, nach der Behauptung der Beklagten acht halbe Liter 
Bier getrunken hatte, auf einer zu dieser Zeit verkehrs­
armen Landstraße einen Fußgänger an. Um Hilfe zu holen, 
ging er zu einer etwa 200 m weit gelegenen Ortschaft zu­
rück. Dort weckte er zwei Bekannte, von denen einer einen 
Volkswagen besaß und mit diesem zur Unfallstelle fuhr. 
Alle drei hoben den Verletzten, der sehr schwach war, 
stöhnte und auf Befragen erklärte, er wolle "heim”, in 
den Volkswagen und brachten ihn zu seinem etwa 4 km weit 
gelegenen Heimatort, wo sie ihn in seiner Wohnung auf
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eine Bank legten. Der herbeigerufene Arzt konnte nur 
noch den Tod des Verunglückten feststellen. Anschlie­
ßend begab sich der Kläger noch einmal an die Unfall­
stelle und von dort nach Hause; sein Motorrad ließ er 
am Unfallort zurück. Am nächsten Morgen gegen neun Uhr 
verständigte er die Polizei. Sin Blutalkoholgehalt konn­
te bei ihm nicht mehr festgestellt werden. Die beim Ver­
unglückten entnommene Blutprobe ergab für die Unfallzeit 
eine Alkoholkonzentration von 1,2 bis 1,4 'po.

Die Beklagte verweigerte dem Kläger den Versiche­
rungsschutz, weil er Unfallflucht begangen habe.

Hiergegen wendet sich der Kläger mit seinem Antrag 
festzustellen, daß die Beklagte ihm Versicherungsschutz 
gewähren müsse. Er hat bestritten, durch sein Verhalten 
nach dem Unfall eine Obliegenheit gegenüber der Beklag­
ten verletzt zu haben.

Die Beklagte hat mit der Behauptung, der Kläger ha­
be vorsätzlich oder mindestens grob fahrlässig seine Auf­
klärung©- und Schadenminderungspflicht verletzt, den An­
trag gestellt, die Klage abzuweisen. Widerklagend hat sie 
den Kläger auf Erstattung von 6.026,03 DM mit Zinsen in 
Anspruch genommen, die sie an die Hinterbliebenen des Ver­
unglückten bereits gezahlt hat. Sie hat ferner hilfsweise 
beantragt festzustellen, daß sie dem Kläger nur bis zu 
einem Betrag von 6.652,69 DM (auf den sich nach ihrer Be­
hauptung der Schaden beschränkt hätte, wenn der Verletzte 
sofort sachgemäß mit einem Unfallwagen ins Krankenhaus ge­
bracht worden wäre) Versicherungsschutz gewähren müsse.

Beide Vorinstanzen haben der Klage stattgegeben und 
die Widerklage abgewiesen. Mit der Revision, um deren Zu-
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rückweisung der Kläger bittet, verfolgt die Beklagte ih­
re Anträge zur Klage und Widerklage weiter*

Entscheidungsgründe:

I. Nach den zutreffenden Ausführungen des Berufungsge­
richts liegt in der Tatsache, daß der Kläger sich von der 
Unfallstelle entfernt hat, schon objektiv keine Verletzung 
der Obliegenheit nach § 7 I Nr. 2 Satz 2 AKB, alles zu tun, 
was zur Aufklärung des Tatbestands dienlich sein kann*

1. Die Pflicht, einem Unfallverletzten Hilfe zu lei­
sten, geht grundsätzlich jeder anderen Pflicht vor: sie 
duldet in der Regel keinen Aufschub (BUH VersR 1968, 140). 
Der Kläger hat daher richtig gehandelt, wenn er sich nach 
dem Unfall sogleich um Hilfe für den Verletzten bemüht und 
zu diesem Zweck den Unfallort verlassen hat*

2. Nach rechtmäßiger Entfernung von der Unfallstelle 
besteht eine Rückkehr- und Wartepflicht gemäß § 7 I Nr* 2 
Satz 2 AKB nur dann, wenn die Rückkehr und das weitere Aus­
harren an der Unfallstelle vom Standpunkt eines verständi­
gen und verantwortungsbewußten Versicherungsnehmers aus der 
Sicht zur Zeit des Unfalls geeignet sein kann, die Sachauf­
klärung zu fördern (BUH aaO), Bas war nach den Feststellun­
gen des Berufungsgerichts hier nicht der Pall. Als der Klä­
ger von der Wohnung des Verunglückten noch einmal an den 
Unfallort zurückkehrte, traf er dort niemanden an* Auch 
war nicht damit zu rechnen, daß noch vor Tagesanbruch die 
Polizei oder andere, zur Aufnahme des Tatbestands bereite 
Personen eintroffen würden. Mit Recht hat es das Berufungs­
gericht daher als sinnlos und für den Kläger unzumutbar an-
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gesehen, in der Winternacht bei Nebel und Schnee auf der 
kaum befahrenen Landstraße allein noch weiter zu warten. 
Wenn es hierbei die tatsächlichen Verhältnisse zur Unfall- 
zeit zugrunde gelegt hat, so ist dies entgegen den Aus­
führungen der Revision nicht zu beanstanden. Denn die Prä­
ge, ob aus der Sicht eines vernünftigen und verantwortungs­
bewußten Vez*sicherungsnehmers ein Verbleiben an der Unfall­
stelle an sich geeignet erscheinen konnte, zur Aufklärung 
des Sachverhalts beizutragen (BGH VersR 1965? 949 u.a.m.)» 
läßt sich nicht losgelöst vom Einzelfall, sondern nur auf 
Grund der konkreten Lage, wie sie sich dem Versicherungs­
nehmer unmittelbar nach dem Unfall darbot, richtig beur­
teilen.

3. Die Forderung der Revision, der Kläger hätte nach 
dem Unfall die Lage seines Kraftrades markieren müssen, 
erscheint unter den hier gegebenen Umständen bei Anlegung 
eines wirklichkeitsnahen Maßstabs unbegründet (vgl. auch 
dazu BGH VersR 1968, 140); die Beklagte selbst hat mit 
gutem Grund eine solche Forderung in den Tatsacheninstan­
zen nicht ez’hoben. Der Kläger hat sein Motorrad an der Un­
fallstelle zurückgelassen. Er hat dann am folgenden Morgen, 
wenn auch erst nach Vorhaltungen, der von ihm benachrich­
tigten Polizei an der Unfallstelle die nötigen Angaben ge­
macht. Damit hat er insoweit alles getan, was nach Lage 
der Sache von ihm als Versicherungsnehmer zu erwarten 'war.

II. Das Berufungsgericht hat den Kläger auch nicht für 
verpflichtet gehalten, nach dem erlaubten Verlassen der 
Unfallstelle noch in der Nacht von sich aus die Polizei 
von dem Unfall zu verständigen und dadurch früher eine 
Blutentnahme bei ihm zu ermöglichen. Strafrechtlich be­
stehe keine Pflicht zur Selbstanzeige (BGHSt 7> 112).
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Deshalb könne auch keine weitergehende Obliegenheit nach 
§ 7 1  Nr. 2 Satz 2 AKB angenommen werden. Denn der Zweck 
dieser Obliegenheit decke sich mit dem des § 142 StGB. 
Überdies bezweifelt das Berufungsgericht, ob der Haft­
pflichtversicherte vertraglich gehalten sein könne, ge­
gen sein eigenes Interesse Feststellungen über seine et­
waige Fahruntüchtigkeit zu ermöglichen, an denen der Ver­
sicherer wegen der zu erwartenden Verschärfung seiner 
Eintrittspflicht nur im Rahmen der Deckungsfrage und 
nicht der Haftpflichtfrage interessiert sein könne.

Der Revision ist zuzugeben, daß diesen Ausführungen 
nicht in allen Punkten gefolgt werden kann. Unbegründet 
sind insbesondere die Zweifel des Berufungsgerichts, ob
sich die Aufkläruugspflicht auch auf die Feststellung 
des Blutalkoholgehalts erstrecken könne (vgl. hierzu 
BGH2 47, 101, 105 ff). Auch deckt sich die vertragliche 
Obliegenheit nach § 7 I Nr. 2 Satz 2 AKB zwar weitgehend 
(BGH VersR 1967, 547; 1961, 1075), aber nicht völlig mit 
der StrafVorschrift des § 142 StGB5 sie kann unter Umstän­
den auch weitergehen, und zwar gerade dann, wenn es sich 
um eine einwandfreie Blutalkoholbestimmung handelt (vgl. 
z.B. die Fälle BGH VersR 1967, 29 u. 1068; 1966, 649)«

Damit ist indessen noch nicht entschieden, ob ein 
versicherter Kraftfahrer, der, wie der Kläger, nach einem 
Verkehrsunfall auf Grund besonderer Umstande ausnahmswei­
se nicht an der Unfallstelle zu bleiben braucht, sich da­
mit begnügen darf, die weitere Entwicklung abzuwarten, 
oder ob er gerade wegen der Aussichtslosigkeit, die Sach­
aufklärung durch ein Verbleiben an Ort und Stelle zu for­
dern, selbst in den Lauf der Dinge handelnd eingreifen 
und unverzüglich die Polizei verständigen muß, um so eine
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baldige Tatbestandsaufnahme sicherzustellen. Der bishe­
rigen Rechtsprechung des Senats ist eine solche Pflicht 
zur Selbstanzeige nicht zu entnehmen. In seinem Urteil 
vom 4. Mai 1964 (VersR 1964, 709, insoweit in BGHZ 41,
327 nicht abgedr.) hat der Senat in einem Pall, in dem 
die versicherte Radfahrerin weitere Peststellungen am 
Unfallort für unnötig halten durfte und insbesondere 
ein Alkoholeinfluß ausschied, eine Verpflichtung zur 
Selbstanzeige verneint. In seinem von der Revision er­
wähnten Urteil vom 4. April 1963 (VersR 1963, 523) hat­
te er die Präge, ob eine solche Pflicht objektiv beste­
he, offengelassen. Sie braucht auch in diesem Fall nicht 
entschieden zu werden. Denn nach dem festgestellten Sach­
verhalt fällt dem Kläger‘ weder Vorsatz noch grobe Fahr­
lässigkeit zur Last, sodafi schon aus diesem Grund eine 
Leistungsfreiheit der Beklagten nach § 7 V AKB auszu­
schließen ist.

Entgegen den Ausführungen der Revision scheitert 
der vom Kläger zu führende Beweis fehlenden Vorsatzes 
nicht an seinem Vorbringen vor der Polizei, er habe den 
Unfall nicht früher gemeldet, weil er keinen Mut zur 
Wahrheit gehabt Und andere Angaben als günstiger für 
sich angesehen habe, weil er sich die Sache über Rächt 
habe überlegen wollen, und weil er wegen seines Alkohol­
genusses Schwierigkeiten befürchtet habe. Das Verhalten 
des Versicherungsnehmers gegenüber den Strafverfolgungs­
behörden ist im Rahmen des.§ 7 I Nr. 2 Satz 2, V AKB nur 
insoweit erheblich, als es zugleich das Aufklärungsinter­
esse des Versicherers unmittelbar berührt (BGHZ 48, 7,
11; Fischer, VersR 1965, 197, 201). Dementsprechend muß 
auch das Verschulden des Versicherungsnehmers die Ver­
letzung der versicherungsrechtlichen Verhaltensnorm mit
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umfassen (BGH VersR 1964, 709, 711; 1958, 389). Der Satz, 
bei jedem versicherten Kraftfahrer sei heutzutage das 
allgemeine Bewußtsein vorauszusetzen, den Versicherer 
bei der Aufklärung des Sachverhalts nach besten Kräften 
unterstützen zu müssen, ist von der Rechtsprechung zur 
Unfallflucht entwickelt worden und hat dort sein eigent­
liches Anwendungsgebiet (BGH VersR 1967, 547; 1958, 185). 
Verletzt der Versicherungsnehmer eine allgemein bekannte, 
der Aufklärung des Tatbestands dienende Strafvorschrift 
wie die des § 143 StGB, so ist ihm umso eher das Bewußt­
sein zuzutrauen, zugleich gegen seine versicherungsrecht­
liche AufMärungspflicht zu verstoßen (vgl. BGH VersR 
1966, 177). Bas gilt nicht in gleichem Maße für ein vom 
Gesetzgeber nicht unter Strafe gestelltes Handeln oder 
Unterlassen, wie es hier vorliegt. Die Erkenntnis, an­
ders als das Strafrecht schreibe der Versicherungsver­
trag im Interesse besserer Sachaufklärung unter Umstän­
den auch eine Selbstanzeige vor, kann bei einem rechtlich 
ungeschulten Versicherungsnehmer umso weniger allgemein 
vorausgesetzt werden, als die Frage, ob die Aufklärungs­
pflicht überhaupt so weit reiche, selbst in der Versi­
cherungsrechtsprechung keineswegs einhellig bejaht wird, 
wie gerade das vorliegende Berufungsurteil zeigt.

Hier kommt entscheidend das Fersönlichkeitsbild des 
Klägers hinzu. Nach den Feststellungen des Berufungsge­
richts hat der Kläger, ein einfacher Bandarbeiter, einen 
ziemlich schwerfälligen und stumpfen lindruck gemacht: 
er wird als ein geistig unbeweglicher, aber charakter­
lich anständiger Mensch geschildert. Überdies stand der 
Kläger infolge des Unfalls, und nachdem er hatte erleben 
müssen, daß seine Bemühungen um die Rettung des von ihm 
Verletzten dessen Tod nicht hatten verhüten können, selbst



unter einem Schock, der so nachhaltig war, daß der Kla­
ger noch am nächsten Morgen bei seiner polizeilichen 
Vernehmung einen völlig verstörten Eindruck machte * 
Einem solchen Mann in solcher Lage ist nach der Le­
benserfahrung nicht die Erkenntnis zuzutrauen, er sei 
gerade nach dem Versicherungsvertrag gehalten, über 
das von ihm Unternommene hinaus auch noch sofort die 
Polizei zu verständigen oder durch seine Bekannten ver­
ständigen zu lassen, um im Interesse des Versicherers 
eine baldige Spurensicherung und vor allem eine recht­
zeitige Blutentnahme zu ermöglichen. Eine bewußte und 
gewollte Obliegenheitsverletzung kann daher nach Lage 
der Sache nicht angenommen werden.

Aus denselben Gründen entfällt- auch grobe Fahrläs­
sigkeit. Der Gedanke, nach den Umständen sei zur Erfül­
lung der vertraglichen Aufklärungsobliegenheit eine so­
fortige Selbstanzeige geboten, lag namentlich für einen 
einfachen Mann wie den Kläger nicht so nahe, daß ihm 
vorgeworfen werden könnte, er habe die im Verkehr er­
forderliche Sorgfalt in ungewöhnlich hohem Maße ver­
letzt, wenn er von einer solchen Anzeige zunächst ab­
gesehen hat.

Bas Berufungsurteil ist daher im Ergebnis auch in 
diesem Punkt richtig.

XII. Einen Verstoß des Klägers gegen seine Schadenmin- 
derungs- oder Bettungspflicht nach § 7 I Ur. 2 Satz 2 
AKB, § 62 VVG hält das Berufungsgericht objektiv für 
gegeben. Es sieht hier aber den Entlastungsbeweis nach 
§ 7 V AKB als geführt an. Insoweit hält das Urteil eben­
falls im Ergebnis den Angriffen der Revision stand.
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1. Nach dem ärztlichen Gutachten hätte der Verun­
glückte, der nicht unmittelbar an seinen Verletzungen 
(Zertrümmerung des Beckens und Bluteintritt in die Bauch- 
höhle), sondern infolge eines Unfallschocks gestorben 
ist, mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit ge­
rettet werden können, wenn man ihn trotz der Winterkälte 
bis zum Eintreffen eines telefonisch herbeizurufenden 
Krankenwagens auf der Straße liegengelassen und dann 
fachgerecht mit dem Krankenwagen zum Krankenhaus in Am­
berg gebracht hätte. Der unsachgemäße Transport mit dem 
Volkswagen zur Wohnung hat nach Ansicht des Sachverstän­
digen die Schockv/irkung verstärkt und damit die Gefahr 
eines tödlichen Ausgangs erhöht.

ln dem somit objektiv fehlerhaften Entschluß des 
Klägers, den Verletzten mit einem in der Nähe erreichba­
ren Volkswagen fortbringen zu lassen, anstatt einen Sani­
tätswagen oder den Arzt herbeizuholen, hat das Berufungs­
gericht jedoch mindestens keine grobe Fahrlässigkeit er­
blickt, Hierbei hat es dem Kläger zugute gehalten, er als 
Laie, der sich nach dem Ausfall seines Motorrads infolge 
des Sturzes ohne Fahrmöglichkeit auf einer einsamen Land­
straße befunden habe, habe von der Vorstellung beherrscht 
sein können, es sei besser, den Verletzten möglichst 
schnell mit einem bald verfügbaren Personenkraftwagen ab­
zutransportieren, als ihn in dieser kalten Nacht zunächst 
auf der Straße liegenzulassen und über den mindestens 
2 km entfernt gelegenen nächsten Telefonanschluß einen 
Krankenwagen anzufordern. Geistig und charakterlich sei 
dem Kläger eine solche Überlegung und Voraussicht, daß 
sich ihm die Notwendigkeit der schnellen Beschaffung 
eines Krankenwagens hätte aufdrängen müssen, ebensowenig 
zuzutrauen wie ihm andererseits unterstellt werden könne,
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das Schicksal des Verunglückten sei ihm gleichgültig 
gewesen.

Gegen diese Würdigung ist rechtlich seihst dann 
nichts einzuwenden, wenn man mit der Revision davon aus­
geht, der Kläger habe seine zu Hilfe gerufenen Bekannten 
durch falsche Angaben über den Unfallhergang davon abge­
halten, die Polizei zu verständigen und einen Unfallwa­
gen herbeizuholen. Das Berufungsgericht hat auch diesen 
Vorwurf der Beklagten geprüft und in ihm eine "Überfor­
derung der Kombinationsfähigkeit des Klägers" gesehen. 
Damit hat es im Rahmen seines tatrichterlichen Ermessens 
(BGHZ 10, 14) rechtlich fehlerfrei festgestellt, für den 
Kläger sei nach seinen geistigen Fähigkeiten jedenfalls 
nicht in dem zur Annahme grober Fahrlässigkeit ausrei­
chenden Maße voraussehbar gewesen, daß seine unwahren 
Angaben mittelbar auch die Rettung des Verletzten ge­
fährden könnten.

2. Dagegen sieht es das Berufungsgericht als grob 
fahrlässig an, daß der Kläger, nachdem man nun einmal 
den Verletzten in den Volkswagen gelegt hatte, nicht 
wenigstens für eine sofortige Weiterfahrt zum Kranken­
haus gesorgt hat. Insoweit hat es aber verneint, daß 
die Verletzung der Rettungspflicht für den eingetrete­
nen Schaden und damit für den Umfang der Versicherungs­
leistung im Sinne des § 7 V Satz 2 AKB ursächlich gewe­
sen sei. Hierbei ist es nicht dem medizinischen Sachver­
ständigen gefolgt, der eine Rettung des Verunglückten 
für den Fall, daß man ihn mit dem Volkswagen zum Kran­
kenhaus gebracht hätte, als unsicher, aber "immerhin 
wahrscheinlich" bezeichnet hatte. Es ist vielmehr in Wege 
der "Schätzung" nach § 287 KPO zu dem Ergebnis gekommen,
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der Verletzte hätte auch bei einer Weiterfahrt zun Kran­
kenhaus nicht mehr gerettet werden können. Diese Abwei­
chung von dem Gutachten hat es damit begründet, der 
Sachverständige sei von Voraussetzungen ausgegangen, 
die sich zum Teil als unzutreffend herausgestellt hat­
ten. In seinem Gutachten hatte der Sachverständige als 
wesentlich hervorgehoben, daß die Schockwirkung des Un­
falls nicht nur durch das '’Hineinpressen” des Verunglück­
ten in den Volkswagen und den anschließenden Transport 
bis zur Wohnung, sondern auch dadurch verstärkt worden 
sei, daß man den Verletzten nach der Fahrt über eine 
Treppe in den ersten Stock ’’hinaufgezerrt” und dort zu­
nächst auf eine Bank gesetzt habe. Demgegenüber hat das 
Berufungsgericht festgestellt, der Verletzte sei in dem

n ' h o Y '  o y » r c n V I  a r iT > * f * o  T .a V»>i ö  ^  ö c « rs-r»_1 V X i k U  V i i  W M  V  V A X V  U W J L  w u i  U V X  g V ^ V J U  v  V  u v u  v v j . U M X

Sitzes liegend transportiert worden, seine Wohnung habe 
nicht im ersten Stock, sondern im Erdgeschoß gelegen, 
so daß seine Träger keine Treppe, sondern nur die Stufen 
zum Haupteingang hätten hinaufsteigen müssen, und er sei 
auf die Bank auch nicht gesetzt, sondern gelegt worden, 
wobei einer der Helfer den Kopf des Verletzten im Schoß 
gehalten habe. Kurz nach der Ankunft in seiner Wohnung 
sei der Verletzte bereits verstorben. Unter diesen Um­
ständen, so meint das Berufungsgericht, spreche die grö­
ßere Wahrscheinlichkeit dafür, daß der Verletzte auch 
die Weiterfahrt mit dem Volkswagen zum Krankenhaus, die 
von seiner Wohnung aus noch 20 bis 25 Minuten gedauert 
hätte, nicht überlebt hätte. Deshalb sei die Ursächlich­
keit der unterlassenen Weiterfahrt für den Tod des Ver­
letzten zu verneinen.

Auch diese Ausführungen lassen keinen Bechtsfehlcr 
erkennen. Insbesondere ist nicht zu beanstanden, daß das

l
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Berufungsgericht im Rahmen der Kausalitätsprüfung nach 
§ 7 V Satz 2 AKB den § 287 ZPO angewandt hat (vgl« BGH 
VersR 1966, 745 zu III 1)» Denn auch hier geht es um 
die nach § 287 ZPO zu beurteilende Frage des ursächli­
chen Zusammenhangs zwischen dem "konkreten Haftungsgrund, 
hier also der bereits festgestellten Obliegenheitsver- 
letzung, und einem Schaden, der in diesem Fall darin 
liegt, daß die Beklagte für die tlnfallfolgen eintreten 
muß (vgl. BGHZ 4, 192, 196; 7, 287, 295)« Gewiß soll 
§ 287 ZPO in erster Linie dem Geschädigten den Nachweis 
seines Schadens erleichtern, indem diese Bestimmung an 
die Stelle der sonst erforderlichen Binzeiwürdigung das 
freie Ermessen des Gerichts setzt (BGH LM ZPO § 287 Nr.
3 u.a.ra.). Das schließt aber nicht aus, im Rahmen die­
ses freien Ermessens Feststellungen auch zugunsten der 
Partei zu treffen, die sich (z.B. nach § 7 Abs» 2 StVG) 
ihrerseits von dem Vorwurf entlasten muß, einen anderen 
geschädigt zu haben.

Zwar trifft es zu, daß von einer "Schätzung" nach 
§ 287 ZPO abzusehen ist und es dann wieder auf die Be- 
vvcislast ankommt, wenn mangels greifbarer Anhaltspunkte 
das richterliche Ermessen völlig in der Luft hängen wür­
de (BGH LM ZPO § 287 Nr. 3 u. 33? vgl. auch BGB § 232 
Nr. 8 zu 2 b); deshalb muß der Tatrichter auch bei An­
wendung dieser Bestimmung die für seine Entscheidung 
maßgebenden tatsächlichen Grundlagen feststellen, wür­
digen und in den Gründen wenigstens so weit darlegen, 
daß eine revisionsrechtlich begrenzte Nachprüfung mög­
lich ist (BGHZ 6, 62). Das hat das Berufungsgericht aber 
auch nicht verkannt. Es hat nicht nur Augenzeugen über 
die Ereignisse nach dem Unfall vernommen, sondern auch 
zur Ergänzung seines Wissens einen ärztlichen Sachvcr-
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ständigen zugezogen und sich dessen Fachkunde zunutze 
gemacht; an das Ergebnis des Gutachtens war es hierbei 
nicht gebunden (vgl. BGH VersR 1962, 250, 251). Wenn 
es im Gegensatz zum Sachverständigen zu der Überzeugung 
gekommen ist, auch bei einer Weiterfahrt mit dem Volks­
wagen zum Krankenhaus wäre der Verunglückte an den Un­
fallfolgen gestorben, so beruht dies nicht auf einer 
abweichenden Beurteilung einer medizinischen Frage, son­
dern darauf, daß es im Wege der ihm allein zustehenden 
Beweiswürdigung wesentliche Umstände, von denen der Sach­
verständige in tatsächlicher Hinsicht ausgegangen 'war und 
die er als schockfördernd bezeichnet hatte, als nicht vor' 
liegend festgestellt hat. Hierbei ist zu berücksichtigen, 
daß der unsachgemäße Transport des Verletzten mit dem
Volkswagen anstatt mit o i  n o m  I ^ r o r i  V o r i W Q  n - o y iv  Ata. u u - u w A i i r

sammenhang als rechtlich erhebliche Schadensursache aus­
schied, weil der Kläger insoweit den Vorwurf groben Ver­
schuldens entkräftet hat. Nachdem dann die Beweisaufnah­
me auch noch die Annahme des Sachverständigen, der Ver­
letzte sei in den ersten Stock des Hauses gezerrt und 
auf eine Bank niedergesetzt worden, widerlegt hatte, war 
der Auffassung des Sachverständigen, der Verletzte v/äre
bei Fortsetzung der einmal begonnenen Fahrt über seine 
Wohnung hinaus bis zum Krankenhaus wahrscheinlich geret­
tet worden, weitgehend der Boden entzogen.

Damit gewannen aber die zeitlichen Feststellungen 
des Berufungsgerichts ein entsprechend größeres Gewicht. 
Wenn hiernach der Verletzte bereits kurz nach dem Ein­
treffen in seiner Wohnung verstorben ist und eine Ueiter- 
fahrt zum Krankenhaus immerhin noch 20 bis 25 Minuten ge­
dauert hätte, so ist die Schlußfolgerung des Berufungsge­
richts, der Verletzte hätte diese Fahrt nicht überlebt,
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im Rahmen des § 287 ZPO möglich; sie steht nicht nur 
mit der allgemeinen Lebenserfahrung im Einklang, son­
dern stützt sich in medizinischer Hinsicht auch auf 
das vorliegende Sachverständigengutachten, soweit es 
nicht von einem unrichtigen Sachverhalt ausgeht. Ein 
weiteres Gutachten brauchte das Berufungsgericht des­
halb nicht einzuholen.

IV. Da somit keiner der Gründe, aus denen die Beklag­
te ihre Leistung ablehnt, durchgreift, hat das Beru­
fungsgericht mit Recht zu ihren Lasten entschieden.

Br. Fischer Br. Kuhn Bundesrichter
T \   TlT ^  Ji ~  --.I- —
j j j l  * isurr ibb ux ob —
abwesend und des­
halb nicht in der 
Lage zu unter­
schreiben.

Br, Schulze Fleck Br. Fischor
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